
DR. ALICE WEIDEL, ÜBERLINGEN

G egen die Arroganz der Macht 
gibt es ein wirksames Mittel:
die AfD im Deutschen Bun-

destag. Seit einem Dreivierteljahr 

betreiben Bundesregierung und 
Länder-Ministerpräsidenten Corona-
Krisenpolitik nach Gutsherrenart und 
am Parlament vorbei. Namhafte Ver-
fassungsrechtler warnen vor der Aus-
höhlung von Rechtsstaatlichkeit und 
Bürgerrechten – und bestätigen damit 
die konsequente Linie, die die AfD-
Fraktion von Anfang an verfolgt hat.

Lange vor allen anderen haben wir 
gewarnt, dass die Bundesregierung 
das Sars-CoV-2-Virus zunächst nicht 
ernstgenommen und die eigenen Pan-
demiepläne ignoriert hat, statt früh-
zeitig mit gezielten und begrenzten 
Maßnahmen dagegenzuhalten. Heute 
kritisieren wir, dass die Bundesregie-
rung erst zu spät und dann zu heftig 
reagiert hat und sich auf ihre überzo-
genen und kontraproduktiven Maß-
nahmen versteift, die mehr Schaden 
anrichten als die Pandemie selbst.

Die Bürger schützen und die Frei-
heit verteidigen – das ist unser Kurs als 
Rechtsstaats- und Grundgesetzpartei. 

Als Ende März die ersten Corona-Maß-
nahmen beschlossen wurden, hat die 
AfD-Fraktion bereits als einzige dar-
auf gepocht, diese Eingriff e streng zu 
befristen und regelmäßig zu überprü-
fen. Heute ist klar: Das ist notwendiger 
denn je. Deshalb bleiben wir weiter 

wachsam – und wir wenden uns vor 
allem strikt gegen alle Bestrebungen, 
das Infektionsschutzgesetz als Ersatz-
Notstandsgesetz zu missbrauchen. Als 
ersten Schritt haben wir bereits einen 
Antrag auf abstrakte Normenkontrolle 
gestellt.

Wir schützen nicht nur die Grund-
rechte der Bürger, wir kämpfen auch 
für ihre Sicherheit. Europa ist im Krieg 
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mit dem islamischen Terror. Unsere 
europäischen Nachbarn gestehen sich 
das nach den jüngsten furchtbaren An-
schlägen in Paris, Wien und Dresden 
endlich ein. Während unsere etablier-
ten Politiker wieder mal nur reden, 
haben wir bereits 
einen Aktions-
plan vorgelegt, 
um dem radika-
len Islam den Bo-
den zu entziehen. 

Was getan 
werden muss, liegt auf dem Tisch: 
Radikale Vereine überwachen und 
verbieten, Hassprediger ausweisen, 
Gefährder lückenlos überwachen, in 
Gewahrsam nehmen und wo immer 
möglich abschieben, ausländische Fi-
nanzierung von Islam-Extremisten 
unterbinden. Und vor allem: Grenzen 
schließen und den weiteren Import von 
radikalen Muslimen unterbinden. Wir 
werden nicht locker lassen, bis diese 
Forderungen auch umgesetzt werden.

Und wir decken auf, was die ande-
ren am liebsten unter den Teppich keh-
ren würden. Die exorbitanten Kosten 
der illegalen Migration, den systemati-

schen Identitäts- und Sozialbetrug, die 
überproportional hohe Kriminalitäts-
belastung von Asyl-Zuwanderern, ihr 
hoher Anteil an der wachsenden Zahl 
von Tötungs-, Gewalt- und Sexual-
delikten. Mit Anfragen und Anträgen 
bringen wir diese Fakten ans Tages-
licht und in die Öff entlichkeit und 

machen konkrete 
Vorschläge, um 
diese Missbräu-
che abzustellen. 
So zwingen wir 
die Regierung 
zu unbequemen 

Antworten und das schwarz-rot-grün-
linke Establishment zur Auseinander-
setzung mit seinen Lebenslügen.

Linksextreme und Antifa kämpfen 
gegen Demokratie und Rechtsstaat. 
Sympathisanten in Politik und Medien 
halten die Hand über sie und füttern 
sie nicht selten sogar noch mit Steuer-
geld. Wir halten dagegen: Mit einem 
bundeseinheitlichen „Aktionsplan 
2020“ gegen linksextremistische Ge-
walt und Terror und mit der Forderung 
nach einem Verbot der sogenannten 
„Antifa“. 

Die übrigen Parteien müssen Farbe 
bekennen: Ist ihnen ihre „Multikulti“- 
und „Kampf gegen rechts“-Ideologie 
mehr wert als Recht und Freiheit? Was 
uns betriff t, ist die Antwort klar: Wir 
stehen auf der Seite der Bürger – auf 
Ihrer Seite.

Fortsetzung von Seite 1

Wir zwingen das Establishment 
zur Auseinandersetzung mit 

seinen Lebenslügen

Dr. Alice Weidel ist AfD-Landesvorsitzende 
und Vorsitzende der AfD-Fraktion

im Deutschen Bundestag

IMPRESSUM
Landesvorstand der 
AfD Baden-Württemberg
Postfach 70 05 46, 70574 Stuttgart
0711 7260540, redaktion@afd-bw.de

Die Beiträge geben grundsätzlich
die Meinung der Autoren wieder.
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Marc Bernhard (48) ist Sprecher der 
Landesgruppe Baden-Württemberg der 

AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
und Mitglied im Landesvorstand 

Gegen den
 „Great Reset“

MARK BERNHARD, KARLSRUHE

Wolfgang Schäuble träumte 
schon 2011 von der Eskala-
tion von Krisen, um Verän-

derungen herbeizuführen: „Wenn die 
Krise größer wird, werden die Fähig-
keiten, Veränderungen durchzusetzen, 
größer.“ Die Coronakrise sei eine gro-
ße Chance, weil der Widerstand gegen 
Veränderungen in der Krise geringer 
werde, sprach er im Sommer 2020.  

Erschreckend ähnlich sind auch die 
strategischen Zielvorgaben der west-
lichen Oligarchen und globalen Souf-
fl eure. Was dem Gründer des World 
Economic Forums (WEF) 2010 noch 
nicht gelang, die „Rückkehr zum Null-
punkt“, wird nun unter dem Deckman-
tel von Corona neu aufgetischt: The 
„Great Reset“, der „Große Neustart“. 
Nach dem Globalen Migrationspakt, 
der Rettung des Klimas und den Euro-
rettungspaketen steht nun die nächste 
Umverteilungsorgie an. 

Das war auch Merkels Kernbot-
schaft in Davos: Es müsse „die gesamte 
Art des Wirtschaftens und des Lebens, 
wie wir es uns im Industriezeitalter 
angewöhnt haben, verlassen werden.“ 

Dagegen werden wir im Bundestag 
entschlossen unsere Stimme erheben. 
Ich werde die Bundesregierung auf-
fordern, die Agenda des WEF abzu-
lehnen, den „Great Reset“ abzuwenden 
und Politik für unser Volk zu machen! 
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MARKUS FROHNMAIER, WEIL DER STADT

Es gibt viele Politikbereiche, in 
denen die AfD dem Rest der 
Parteienlandschaft von Grund 

auf andersartige Konzepte entgegen 
hält. Auch die Entwicklungspolitik ist 
ein solcher Bereich.

Am 3. November haben meine Kol-
legen und ich 37 Änderungsanträge 
zum Entwicklungsetat des Bundes-
haushaltes für 2021 eingereicht. Dar-
in skizzieren wir eingebettet in einen 
Finanzplan unser Konzept von einer 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern, die das natio-
nale deutsche Interesse in den Mittel-
punkt des politischen Handelns rückt 
– von der jedoch auch die andere Seite 
profi tiert.

Unsere Kernaussage lautet: Weniger 
ist oft mehr. Die Entwicklungshilfe mit 
der Gießkanne kostet den deutschen 
Bürger nicht nur Abermilliarden Euro 
(2018 waren es 21,2 Milliarden Euro). 
Sie erdrückt die Entwicklungsländer 
geradezu, weil sie negative Trends wie 
Korruption, mangelnde Eigenverant-
wortung und politische Abhängigkeit 
verstärkt. Die Profi teure dieser Ent-
wicklungshilfe sind eitle Parteipoliti-
ker, linke NGOs und kleptokratische 
Regierungen. Ihnen wollen wir den 
Geldhahn zudrehen. 

Konkret: Keine Zuwendungen mehr 
für parteinahe Stiftungen, NGOs, Kir-

chen, Bundesländer und Kommunen; 
eine deutliche Reduzierung der bila-
teralen Partner und weniger Geld für 
internationale Organisationen sowie 
für die EU. 

Die deutliche Verschlankung der 
Strukturen bewirkt, dass der linken 
Entwicklungs-
helferindustrie 
die fi nanzielle 
Grundlage ent-
zogen wird und 
die politische 
Steuerungsfähigkeit steigt. Die Bun-
desregierung plant, für das Jahr 2021 
circa 12,4 Milliarden Euro für den Ent-
wicklungsetat auszugeben. Wir wollen 
diese Summe auf 6,8 Euro Milliarden 
zusammenstreichen. 

Die übrig bleibende Summe soll für 
genau zwei Kernaufgaben aufgewendet 
werden: 
1. Zugänglichkeit von Absatz-
märkten und Sicherung von Res-
sourcen und Handel 

Planwirtschaft überwinden. Der 
Fokus muss darauf verlagert werden, 
in Entwicklungsländern die Vorausset-
zungen für gutes (Privat-)Wirtschaften 
zu schaff en: Rechtssicherheit, Infra-
struktur und Arbeitskräfte. Das kann 
nur in enger Kooperation mit Unter-
nehmen und reformwilligen Partner-
staaten geschehen. 
2. Remigration illegaler Migran-
ten und Migrationsvermeidung

Migrationsanreize sind abzu-
schaff en. Dazu gehört allen voran die 
politische Kontrolle über die Rück-
überweisungen von Migranten in ihre 
Heimatländer. Denn diese Geldüber-
weisungen sind Hauptmotivator für il-
legale Wirtschaftsmigration aus Afrika 

nach Europa. 
Zusätzlich hat 

die Entwicklungs-
politik noch einen 
weiteren Hebel zur 
Migrationsvermei-

dung: nämlich die Konditionierung 
von Entwicklungsländern durch Ent-
wicklungshilfe oder deren Streichung.

37 Änderungsanträge 
zum Entwicklungsetat des 

Bundeshaushaltes eingebracht

Weniger Entwicklungshilfe ist oft mehr
Für eine Entwicklungspolitik in deutschem Interesse

Markus Frohnmaier MdB ist 
entwicklungspolitischer Sprecher der 

AfD-Bundestagsfraktion und 
stv. Sprecher im Landesvorstand

Besuch bei einer Volkstanzgruppe aus Angehörigen der deutschen Minderheit in Usbekistan



4 ALTERNATIVE SÜDWEST │ Ausgabe 8/2020

Strafzahlungen für Verbrennungsmotoren darf es nicht geben
Für Verbrennungsmotoren mit synthetischen Kraftstoffen

DR. DIRK SPANIEL, STUTTGART

L iebe Leser, die aktuelle Absatz-
fl aute in der Automobilindus-
trie hat nicht sehr viel mit Lock-

down-Maßnahmen zu tun. Wir sehen 
vielmehr die langen Schatten der kom-
menden Strafzahlungen für Verbren-
nungsmotoren und damit verbunden 
die unsichere Zukunft der deutschen 
Automobilindustrie. 

Plug-in-Hybridfahrzeuge sollen ge-
wissermaßen als Einstiegsdroge in 
die Elektromobilität herhalten. Diese 
Fahrzeuge mach-
ten in der ersten 
Jahreshälfte 2020 
knapp 4,5 Prozent 
aller PKW-Neuzu-
lassungen aus. Bis knapp 7.000 Euro 
erhält man – fi nanziert durch Steuer-
mittel – auf den Neuwagenkauf.  Das 
Ziel der deutschen Politik und der 
Autoindustrie ist, Brüssel auszutrick-
sen und Strafzahlungen wegen zu ho-
her CO2-Emissionen zu vermeiden: 
Zwar wird in der Realität praktisch 
kein Gramm CO2 gegenüber herkömm-
lichen Verbrennern eingespart, aber 
auf dem Papier gelten Plug-In-Hybrid-
fahrzeuge als CO2-arm. In der Theorie 
der Verbrauchstests wird nämlich vor-
wiegend mit Strom gefahren und die-
ser gilt in Brüssel als CO2-frei, obwohl 
der aktuelle deutsche Strom häufi g aus 
Kohle entsteht.

Eine Studie des Fraunhofer-In-
stituts fand kürzlich heraus, dass 
Plug-in-Hybridfahrzeuge viel selte-
ner im Elektromodus fahren als bis-
her angenommen. Dadurch steigt der 
CO2-Emissionswert dieser Fahrzeuge 
enorm an. Laut Studie sind im Mittel 
die realen Kraftstoff verbräuche bei 
privaten Haltern in Deutschland mehr 
als doppelt so hoch wie im Testzyklus, 
bei Dienstwagen viermal so hoch. Das 
passt nicht ins Bild der großen Elektro-
Transformation, von der man in Berlin 
und Brüssel schwadroniert. Zwar sind 

diese Zahlen nicht 
aus den Bordcom-
putern der Fahr-
zeuge übermittelt 
worden, sondern 

stammen aus freiwilligen Benutzerda-
ten oder Online-Portalen. Doch schon 
bald ist die verpfl ichtende Übermitt-
lung von Bord-Daten an die EU in Ge-
setzestext gefasst. 

Denn derzeit plant Brüssel die so-
genannte Umsetzung der „Real Drive 
Emissions“ (kurz RDE). Damit erhoff t 
man sich einen besseren Überblick 
über die Schadstoff emissionen und 
natürlich ein härteres Kontrollinstru-
ment, um die Strafzahlungen für Fahr-
zeuge mit Verbrennungsmotoren zu 
erhöhen. 

Somit stehen Hybridfahrzeuge 
unter verschärfter Beobachtung. Es 
ist nur noch eine Frage der Zeit, bis 

Plug-in-Hybride ins Radar der Büro-
kraten in Brüssel kommen. Die Folge 
wird sein, dass die Flottenemissionen 
der Hersteller weiter ansteigen, da die 
heutigen „optimistischen“ Emissions-
werte aus der durchschnittlichen Be-
rechnung herausfallen. Dadurch steigt 
entweder der Druck für Automobilher-
steller, reine E-Autos zu verkaufen oder 
den Verkauf von Verbrennermotoren 
zu stoppen. In beiden Fällen keine gute 
Aussicht für die deutsche Wirtschaft.

Unser Konzept ist die Erhaltung 
des Verbrennungsmotors mit syntheti-
schen Kraftstoff en, um Strafzahlungen 
für die Hersteller zu vermeiden. Das 
wird übrigens zunehmend von FDP 
und CDU/CSU übernommen. 

AfD wirkt. 
Dr. Dirk Spaniel MdB ist verkehrs-

politischer Sprecher der AfD-Bundestags-
fraktion und Obmann im Verkehrsausschuss 

Die verpfl ichtende Über-
mittlung von PKW-Borddaten 

wird bald EU-Gesetz

Der Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages, Dirk Spaniel ist Obmann der AfD
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Wir müssen unsere Grundrechte auch auf der Straße verteidigen
AfD – die einzige Corona-Opposition im Bundestag

THOMAS SEITZ, KAPPEL-GRAFENHAUSEN

Seit dem ersten Lockdown im 
März 2020 erleben wir einen 
beispiellosen Frontalangriff  auf 

unsere Grundrechte. Die Alternative 
für Deutschland als Bürgerrechtspar-
tei ist die einzige Partei, die dem nicht 
tatenlos zusieht und das größte Regie-

rungsversagen in der Geschichte der 
Bundesrepublik anprangert.

Als in China erste Corona-Fäl-
le Ende 2019 bekannt wurden, tat die 
Bundesregierung nichts, um sich auf 
eine mögliche Pandemie vorzubereiten. 
Dieses änderte sich auch dann nicht, 
als im Januar 2020 die ersten Fälle in 
Deutschland auftauchten. Mitte März 
vollzog die Bundesregierung dann eine 
panische 180-Grad-Wende. Wie aus 
dem Nichts wurde der Ausnahmezu-
stand verhängt. Seitdem unternimmt 
die Bundesregierung alles, um zu ver-
schleiern, dass die wirtschaftlichen 
Schäden auf ihre Versäumnisse und 
ihren Lockdown, nicht aber auf das Vi-
rus zurückzuführen sind.

Die Ankündigung des zweiten 
Lockdown erfolgte am 28. Oktober, 

er trat aber erst fünf Tage später in 
Kraft. Würden wir alle in Lebensge-
fahr schweben, wie uns die Kanzlerin 
weismachen will, dann frage ich mich, 
warum der Lockdown nicht noch zur 
selben Stunde verhängt wurde? 

Wegen der massiven Grundrechts-
beschränkungen des ersten Lockdown 
und nach mehr als 30 parlamenta-
rischen Initiativen hatte die AfD-
Fraktion im Bundestag sowohl einen 
Untersuchungsausschuss als auch die 
verfassungsrechtliche Überprüfung 
des Infektionsschutzgesetzes gefor-
dert. In namentlicher Abstimmung 
haben sich FDP, Grüne und Linke 
schützend vor die Regierung gestellt. 
Spätestens seitdem ist die AfD im 
Deutschen Bundestag die einzige echte 
Oppositionspartei.

Da uns entsprechende Mehrheiten 
fehlen, ist es unausweichlich, dass wir 
die Verteidigung unserer Grundrech-
te in Prozessen vor Gericht austragen 
müssen. Die Verfassungsgerichte in 
Brandenburg und Sachsen-Anhalt ha-
ben jeweils das Paritätsgesetz für ver-
fassungswidrig erklärt. Das zeigt, dass 
unsere Klagen richtig waren. So wie 
die AfD-Fraktion gegen die Masken-
pfl icht im Deutschen Bundestag klagt, 
klagen auch die Landtags-Fraktionen 
in den Ländern gegen unterschiedliche 
Maßnahmen.

Es gibt aber noch eine dritte Säule: 
Wenn sich die Bundesregierung durch 

ein neues Infektionsschutzgesetz wei-
tere Verordnungs-Vollmachten sichert 
und Gerichtsurteile gegen die unsinni-
gen Verbote ignoriert, müssen wir un-
sere Grundrechte auch auf der Straße 
noch deutlicher verteidigen.

Die Regierung wird eine Fort-
führung des Lockdown rechtfertigen 
müssen. Milliardenschwere Hilfspro-
gramme, die nur der Beruhigung der 
Bevölkerung dienen, kann auf Dauer 
niemand fi nanzieren. Deshalb muss 
gerade jetzt Druck ausgeübt werden. 
Die AfD steht an der Seite der Bürger. 
Helfen Sie mit. Legen Sie Widerspruch 
gegen die Maßnahmen ein, wo immer 
Sie können. Kein Maulkorb. Nicht mit 
uns! 

Wir fordern einen Unter-
suchungsausschuss und 

eine verfassungsrechtliche 
Überprüfung

Thomas Seitz ist Obmann der AfD-
Bundestagsfraktion im Bundestags-

ausschuss für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung und Abgeordneter 

für den Wahlkreis Emmendingen-Lahr

Dreißig parlamentarische Corona-Initiativen brachte die AfD bislang ein
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Sachverstand statt Ideologie

RUTH RICKERSFELD, WAGHÄUSEL

Am 6. Dezember 2020 sind alle 
Karlsruherinnen und Karlsru-
her aufgerufen, den nächsten 

Oberbürgermeister zu wählen. Bisher 
gehen neben dem Amtsinhaber fünf 
oder sechs weitere Kandidaten ins Ren-
nen. Einer davon 
ist der Vorsitzende 
der AfD-Gemein-
deratsfraktion, Dr. 
Paul Schmidt. Er 
ist in Karlsruhe 
geboren und zur Schule gegangen und 
bereits seit 2014 für die Alternative 
für Deutschland im Gemeinderat. Er 
kennt also die Stadt  und das kommu-
nalpolitische Geschehen.

Leicht wird der Wahlkampf für ihn 
nicht, denn Karlsruhe ist mit dem KIT, 
der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft, der Pädagogischen und weite-
ren Hochschulen eine ausgesprochene 
Studentenstadt mit entsprechender 
politischer Ausprägung. So verwun-
dert es nicht, dass der SPD-Amtsinha-
ber sich der Unterstützung der Grünen 
bedient, die ihrerseits zwar die stärks-
te Fraktion bilden, aber keinen eigenen 
Kandidaten stellen. Dr. Paul Schmidt 
hält mit seinem alternativen Wahlpro-
gramm dagegen.

Für die Zukunft Karlsruhes ist 
ihm wichtig, „die Stadt aus der rot-
rot-grünen Ausrichtung zu befreien 
und Haushaltsdisziplin wiederherzu-
stellen“. So seien unter der derzeitigen 
Führung die Schulden der Stadt dras-
tisch gestiegen, trotz der sprudelnden 
Steuereinnahmen der letzten Jahre. 

Zum geplanten 
ökosozialistischen
Stadtumbau hin 
zur Fahrradstadt 
mit Verbannung 
des Autos zu-

mindest aus der Innenstadt komme 
die Beteiligung an der sogenannten 
„Seebrücke“ mit freiwilliger Aufnah-
me weiterer Migranten und Finanz-
spritzen an Organisationen, die allem 
Anschein nach mit Schlepperbanden 
zusammenarbeiteten. Mit diesen und 
ähnlichen Gemeinderatsbeschlüssen 
werde der Haushalt über Gebühr be-
lastet.

Die aktuelle Corona-Politik stra-
paziere die Wirtschaft und führe zu 
stark steigenden Sozialausgaben, die 
die Stadt an den Rand der Zahlungs-
unfähigkeit brächten. Für Projekte 
zum Wohle der Bevölkerung bleibe 
so kein Spielraum. Diesen Entwick-
lungen möchte Dr. Schmidt entgegen-
wirken. Die Sicherheit der Karlsruher 

Die Coronapolitik lässt zu 
wenig Spielraum für Projekte 
zum Wohle der Bevölkerung

Dr. Paul Schmidt – Ihre Alternative als Oberbürgermeister für Karlsruhe

Bürgerinnen liegt ihm am Herzen: 
Die Polizei müsse durch den Kommu-
nalen Ordnungsdienst noch besser 
unterstützt werden, damit man sich in 
Karlsruhe als Bürger und als Besucher 
wieder wohlfühlen kann. „Ausschrei-
tungen der sogenannten Partyszene 
wie in anderen deutschen Städten darf 
es in Karlsruhe nicht geben“, so Dr. 
Schmidt. Da gebe es noch viel zu tun.

Steckbrief

Name: Dr. Paul Schmidt
Jahrgang: 1966
Geburtsort: Karlsruhe
Familie: Verheiratet, 2 Kinder
Ausbildung: promovierter Bio-
physiker mit Studium in den USA
Arbeit: Kernkraftwerk Philippsburg 
(seit 20 Jahren), nukleare Überwa-
chung
Sport: Rudern (Mitglied der Natio-
nalmannschaft; 6. Platz WM 1992;                      
Hochschulweltmeister 1994; später 
sieben Jahre erfolgreicher Trainer 
der Universitätsmannschaft)

Ruth Rickersfl ed ist Beisitzerin im 
AfD-Stadtverband Waghäusel-Philippsburg 

und Stadträtin in Waghäusel

AUS UNSERER PARTEI
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DR. THOMAS HARTUNG, LEONBERG 

Bundesfamilienministerin Fran-
ziska Giff ey (SPD) will mit 
einem hundertseitigen Män-

ner-Dossier gegen „Traditionsfallen“ 
und „Geschlechterklischees“ vorgehen. 
„Gesetzliche Fehlanreize“ wie die Steu-
ergesetzgebung und die Regelungen 
zur Unterstützung in den ersten Jah-
ren der Elternschaft seien zu „elimi-
nieren“. Das „traditionelle Ernährer-
Modell“ sei abzuschaff en. Es müssten 
„gegenüber manchen Interpretationen 
von Männlichkeit … auch klarere Gren-
zen gezogen werden als bislang“ . Das 
ist kein Witz.

Die Familiengründung ist mit-
nichten der Punkt, an dem eine „Tra-
ditionsfalle“ zu-
schnappt und ab 
dem die Frauen 
mehr Familienar-
beit, Männer mehr 
Erwerbsarbeit leis-
ten. Das liegt ein-
fach in der Natur des Lebens und sei-
ner Weitergabe! Wenn Giff ey dann 
fordert, „klischeefreie Lebenswege und 
die geschlechtsuntypische Berufswahl 
zu fördern“ und „eine Männerquote in 
Sozial-, Gesundheits- und Erziehungs-
berufen“ einzuführen, ist das die poli-
tisch erzwungene sozialpsychologische 
Gleichmachung jener evolutionär-phy-
siologischer Diff erenzen, ohne die es 
uns gar nicht gäbe. Jungen und Män-
ner beschreiten eben nicht einen „Le-
bens- und Berufsweg, der ihre eigenen 
Talente, Interessen und Begabungen 
den gesellschaftlichen Vorgaben unter-
ordne“, sondern sie beschreiten ihn, 
weil er ihrer natürlichen Männlichkeit 
entspricht! 

Wer behauptet, dass Jungen und 
Männer strukturell privilegiert blie-
ben, selbst wenn sie unter Männlich-
keitsnormen litten, weswegen man von 
ihnen einfordern könne, „dass sie sich 
mit diesen Privilegien auseinander-
setzen und Gleichstellungsanliegen 
von Frauen unterstützen“, lebt in einer 
ideologisierten Parallelwelt, in die er 
jeden hineinzwingen will, der diese 
Welt als eingebildet ablehnt.

Giff ey erkennt immerhin noch, dass 
Männer ebenfalls spezifi sche Anliegen 
haben. Daraus aber abzuleiten, dass 
„Männer aus bildungsfernen Milieus, 
mit geringen sozioökonomischen Res-
sourcen oder mit besonderen Verletz-
lichkeiten“ wie männliche „Gefl üchte-
te“ besonderer Förderung bedürften, 
zeigt, worum es Giff ey auch noch geht: 
um die Privilegierung fremder gegen-
über den schon länger hier lebenden 
Männern. 

In Giff eys „Schatzkarte“ fi ndet sich 
in der Rubrik „Sorgfältig Mann sein“ 
und dem Slogan „Sei umsichtig“ tat-
sächlich das Verb „begrenzen“ sowie 
die Anweisung, „Nein zu Dominanz, 
Ausbeutung und aller anderen Ge-

walt“, ja gar gegen 
eine „patriarcha-
le Dividende“ zu 
sein. Wieso wird 
hier von inneren 
Grenzen gefaselt, 
obwohl es seit 2015 

keine äußeren Grenzen mehr gibt? Was 
heißt „patriarchale Dividende“? 

Dieses hanebüchene und ideolo-
gisch einseitige Pamphlet gehört um-
gehend aus dem von unseren Steuern 
fi nanzierten Internetauftritt des Mi-
nisteriums entfernt! 

Die AfD Baden-Württemberg hat 
bereits angekündigt, über die Bundes-
tagsfraktion eine Anfrage zu initiieren, 
wieviel Geld dieser ideologische Un-
sinn gekostet hat.

Giffey will jene Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern 

gleichmachen, ohne die 
es uns gar nicht gäbe

Vom Irrsinn der „Gleichstellung“
Junge Liberale

Linke
Giffeys „patriarchale Dividende“

CAROLA WOLLE, BEILSTEIN

D er Bundesvorstand der Jun-
gen Liberalen hat ernsthaft 
beschlossen, im Familien-

recht die Begriff e „Vater“ und „Mutter“ 
durch „Elternteil“ zu ersetzen und die 
Möglichkeit der Vielelternschaft für 
bis zu vier Elternteile einzuräumen. 
Ein Jungliberaler ließ verlauten: „Es 
ist erst geschaff t, wenn das erste Wort 
eines jungen Menschen mit oder ohne 
Uterus Elternteil 1, 2, 3 oder 4 ist“. 

Aber schön, dass die JuLis gerade 
noch bis 4 zählen können. Im Falle der 
islamischen Polygamie mit einem Ehe-
mann und vier Frauen hätte sie eigent-
lich 5 fordern müssen. 

Wenn parallel dazu ein frischge-
wählter FDP-Spitzenkandidat Michael 
Theurer erklärt, er stünde im Südwes-
ten „für die Wahrung der Freiheits- 
und Grundrechte“, kann man das nur 
noch erbärmlich nennen.

Hasst ihr euren Vater und eure 
Mutter so sehr? Euer Neusprech ist der 
wahre Faschismus des Denkens. Ihr 
legt die Axt an den Baum, auf dem ihr 
dank eurer Väter und Mütter sitzt. Da 
kann man auch den Begriff  der Fami-
lie auch gleich ersetzen durch Brutge-
meinschaft oder Reproduktionskollek-
tiv. Das gab‘s nicht einmal in der DDR. 

Andererseits sollten wir der „libe-
ralen“ Jugend für ihre Idiotie dank-
bar sein: Das ist der Marshallplan für 
FDP = 4,9 %.

Carola Wolle ist Landtagsabgeordnete 
und stv. Vorsitzende des Ausschusses für 

Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau
Dr. Thomas Hartung ist Pressesprecher 

der AfD-Fraktion im Landtag
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Unzureichende Blackout-Vorsorge

DR. RAINER BALZER, BAD SCHÖNBORN

Nach der Sprengung der Kühl-
türme des Kernkraftwerks 
Philippsburg dürfte jedem 

Bürger augenscheinlich geworden sein, 
dass die Stromversorgung in unserem 
Land auf wackeligen Füßen steht. Des-
halb hat die AfD-Kreistagsfraktion 
im Landkreis Karlsruhe eine Anfrage 
zur Notfallplanung im Besonderen im 
Landkreis an das Landratsamt ge-
stellt. In der letzten Ausgabe unserer 
ALTERNATIVE SÜDWEST habe ich 
auf die Notfallplanung in Baden-Würt-
temberg Bezug genommen, heute fol-
gen die Informationen aus der Antwort 
auf unsere Anfrage nebst unseren Lö-
sungsvorschlägen.

 Detailliert wurde seitens des Land-
ratsamtes die Zuständigkeit der ein-
zelnen Behörden beschrieben. Immer 
wieder fällt der Hinweis auf die Pfl icht 
eines jeden Bürgers, selbst eigene Vor-
sorgemaßnahmen zu treff en. Dies wird 
auch im Handbuch „Katastrophenrat-
geber für Notfallvorsorge und richtiges 
Handeln in Notsituationen“ (erhältlich 
in Ihrem Rathaus) des Bundesamtes 
für Bevölkerungsschutz und Katas-
trophenhilfe so benannt. Interessan-
terweise werden Menschen, die nach 
diesem Thema fragen – ähnlich wie 
die Kritiker der Corona-Pandemie-
maßnahmen – gerne in eine bestimmte 
politische Ecke gestellt.

 Für den Fall eines länger anhalten-
den Stromausfalles verfügt das Land-

ratsamt über ein Notstromaggregat, 
das das Rechenzentrum sowie die 
elektrische Versorgung des Landrats-
amtes, die Brandmeldeanlage nebst 
den Kühlräumen versorgen soll.

Betriebsstoff e wie Diesel, Benzin 
und Gas werden für Krisensituatio-
nen für die Feuerwehr, das technische 
Hilfswerk, die Polizei und die Ret-
tungsdienste bevorratet. 

Ob Tankstellen über eine Not-
stromversorgung für die Abgabe von 
Kraftstoff en an Privatleute verfügen, 
ist bisher nicht bekannt. Daraus folgt: 
Eine längerfristige 
Heizöl- und Kraft-
stoff versorgung für 
das eigene Heim 
und den eigenen 
Wagen ist unsicher. 

Wenn durch den Blackout Festnetz-
telefonie und Mobilfunkanlagen aus-
gefallen sind, wird die Kommunikation 
mit Funkgeräten über die Einsatzfä-
higkeit der Feuerwehren sichergestellt. 
Dies bedeutet, dass Sie ohne eigene 
Stromversorgung beispielsweise durch 
ein Notstromaggregat mit Ihren Fami-
lienangehörigen und Bekannten nicht 
mehr in Kontakt treten können. 

Ebenso ist das Fahren mit dem pri-
vaten Pkw beendet, wenn die Tankstel-
len keinen Sprit mehr abgeben können. 
Das Fahren mit Elektrofahrzeugen 
ist ohne Stromversorgung auch nicht 
möglich. Es bleibt das vom Verkehrs-
minister so gelobte „zu Fuß gehen“ und 
das Fahrrad, nicht das E-Bike.

Die „administrativen Abläufe und 
kommunikativen Wege im Krisenfall“ 
werden und wurden in Stabsübungen 
regelmäßig geübt und getestet. Durch-
aus erfolgreich – im Sinne der Bundes-
regierung  – wurden die sogenannte 
Flüchtlingskrise und die Corona-Pan-
demie   im März 2020 bewältigt.

Bei Stromausfall fällt neben dem 
Trinkwasser und der Beleuchtung auch 
die Heizung in Wohnungen und Häu-
sern aus. Hier ist der Bürger entweder 
auf zentrale Unterbringung in öff entli-
chen Gebäuden (Sporthallen) angewie-

sen oder er muss 
selbst für seine 
Heizung sorgen. 

Zur Versorgung 
mit Lebensmit-
teln gibt es ent-

sprechende Vorschriften wie das Er-
nährungssicherstellungsgesetz. Aber 
tatsächlich ist nur eine äußerst kurz-
fristige Versorgung der Bevölkerung 
gewährleistet. 

Das bedeutet, hier kann man den 
Bürgern nur zur individuellen Bevor-
ratung von Lebensmitteln raten. Be-
züglich der Wasserversorgung geht 
man im Landratsamt davon aus, dass 
die Pumpen in den Wasserwerken mit 
Notstromaggregaten betrieben werden 
können. Wie lange diese Notstromag-
gregate mit Kraftstoff  versorgt werden 
können, ist derzeit jedoch nicht be-
kannt.

Neben Trinkwasser und 
Beleuchtung fällt auch 

die Heizung aus

Eine Anfrage der AfD zeigt die mangelhafte Vorbereitung im Landkreis

Mit der drohenden Abschaltung des Mannheimer Steinkohlekraftwerks steigt die Blackoutgefahr

AUS DEN PARLAMENTEN
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Bürgerlich-
konservative 
Mehrheit mit 

der AfD im EU-
Parlament

Dr. Rainer Balzer MdL ist Kreisrat im Landkreis 
Karlsruhe und Beisitzer im Landesvorstand

Fo
to

: K
ar

ste
n 

Kl
au

er

Das können Sie selbst tun:

Beachten Sie den „Katastrophen-
ratgeber für Notfallvorsorge 

und richtiges Handeln in Notsituati-
onen“. Bevorraten Sie ausreichende 
Mengen an Wasser und Lebensmit-
teln. Dazu gehören auch ein Cam-
pingkocher, Dosenobst und -gemü-
se, Fertiggerichte, wenigstens eine 
Taschenlampe und eine mit Batterie 
betriebenes Radio. Halten Sie eine 
gewisse Bargeldreserve bereit! 
Auch Kerzen, Streichhölzer und 
ein Grundvorrat an Medikamenten 
müssen zur Verfügung stehen.

Das fordert die AfD:

• Beendigung des sinnlosen Ex-
perimentes „Energiewende“

• Ausbau grundlastfähiger Ener-
gieformen, Erhalt aller Kohle-
kraftwerke

• Planung und Forschung in al-
len Energieformen, auch in der 
Kerntechnologie

• Erhalt des Großkraftwerkes 
Mannheim, des modernsten 
Kohlekraftwerks der Welt

 Wie zu erwarten war, ist unser 
Land – ob Bund, Land, Region oder 
Gemeinde – unzureichend auf einen 
großfl ächigen und mehrtägigen Strom-
ausfall vorbereitet. Bisher war dies 
auch nicht notwendig, da durch die 
Kraftwerksstrukturen auch bei Ausfall 
eines Kraftwerkes eine sichere Strom-
versorgung gewährleistet war. 

In Zukunft sieht das anders aus. Spä-
testens am dritten Tag eines Stromaus-
falls werden die Lebensmittelreserven 
weitgehend aufgebraucht sein. Soweit 
Lebensmittelgeschäfte noch geöff net 
sind, was wegen der elektrisch betrie-
benen Kassensysteme, Kühlanlagen 
und Türen kaum möglich ist, wird dort 
nur Bargeld akzeptiert werden können, 
da digitale Abrechnungssysteme von 
Kreditkarten ausfallen. Damit nehmen 
Einbrüche, Überfälle und Plünderun-
gen zu. In Krankenhäusern können 
praktisch keine Operationen mehr vor-

genommen und Pfl egebedürftige nicht 
mehr versorgt werden. 

Der Personen- und Güterverkehr 
kommt spätestens am dritten oder 
vierten Katastrophentag zum Erliegen, 
es wird Chaos in allen Lebensberei-
chen unserer zivilisierten Gesellschaft 
herrschen.

Bei ehrlicher Analyse muss festge-
stellt werden, dass eine stabile Strom-
versorgung für ein Industrieland mit 
dem Lebensniveau, wie wir es uns er-

arbeitet haben, essentiell ist. Die Fol-
gen eines mehrtägigen oder gar mehr-
wöchigen großfl ächigen Stromausfalls 
sind nicht beherrschbar und werden zu 
Gewalttätigkeiten und totalitären Ver-
hältnissen führen.

Gerne wird gesagt, dass der euro-
päische Netzverbund bisher bei jedem 
Bedarf Strom nach Deutschland gelie-
fert hat. Dies kann auch weiterhin so 
funktionieren – sofern die Deutschen 
jeden noch so hohen Strompreis dafür 
bezahlen und die anderen Nationen 
Strom liefern können – und wollen. 

Dies jedoch hängt vom politischen 
Willen der Lieferstaaten und deren 
technischen Möglichkeiten, also der 
Verfügbarkeit der Kraftwerke und dem 
Eigenbedarf des Lieferanten ab.

Darauf haben wir im Ernstfall je-
doch keinen Einfl uss. Wir sollten daher 
aus unseren eigenen Ressourcen Vor-
sorge vor dem Blackout treff en können.

Die Folgen eines mehrtägigen 
Stromausfalls sind nicht 

beherrschbar

Fortsetzung auf Seite 10
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JOCHAIM KUHS, BADEN-BADEN

Im EU-Parlament wurde der von 
mir erstellte „Jahresbericht über 
den Schutz der fi nanziellen In-

teressen der EU“ abgestimmt – und 
mehrheitlich angenommen. 

Schon mit der Erstellung des Be-
richts betraut zu werden, war über-
raschend, schließlich werden die AfD 
und andere Parteien unserer Frak-
tion „Identität und Demokratie“ ent-
gegen demokratischer Gepfl ogenhei-
ten bei der parlamentarischen Arbeit 
in Brüssel ausgegrenzt.

Der von uns verfasste Bericht ist 
sehr objektiv. Er stützt sich im We-
sentlichen auf die Untersuchungen 
der EU-Betrugsbekämpfungsbehörde 
OLAF (European Anti-Fraud Offi  ce). 
Es geht darum, gegen Korruption und 
Veruntreuung von EU-Geldern anzu-
gehen, wie man sie beispielsweise im 
Zuge von Agrarsubventionen und der 

Korruptions-
bekämpfung: 
AfD-Bericht 
erhält satte 
Mehrheit
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Kohäsionspolitik (Politik zur Verringe-
rung der Unterschiede zwischen den 
Regionen) häufi g antriff t. Dagegen zu 
stimmen hätte  sicherlich Fragen auf-
geworfen. Und so stimmte eine große 
Mehrheit von fast 62 Prozent für und 
nur etwa 25 Prozent gegen den Bericht, 
obwohl er meinen und den Namen un-
serer Identität-und-Demokratie-Frak-
tion trägt. 

Selbst CDU/CSU, FDP und Grü-
ne stimmten dafür, wenn vermutlich 
auch nur zähneknirschend. Sie wissen, 

dass ich auch Berichterstatter für die 
Entlastung der EU-Kommission bin. 
Das ist der größte und bedeutendste 
Bericht. Die mächtige und von ihnen 
„geliebte“ EU-Kommission aus „poli-
tischen“ Gründen statt aus sachlich-
berechtigten Gründen nicht zu ent-
lasten, können sie sich letztlich kaum 
erlauben.

Die Ausgrenzungspolitik im EU-
Parlament gegenüber der AfD wird 
löchrig. Bürgerlich-konservative 
Mehrheiten sind grundsätzlich mög-
lich, wenn unsere politische Konkur-
renz bereit ist, Kompromisse im Sinne 
der guten Sache zu machen. 

Das sind gute Nachrichten. Unsere 
Arbeit trägt Früchte.

Stimmenkauf mit der Kreisumlage

Buchen ist der Sitz des Landrastsamt des Neckar-Odenwald-Kreises. 
Die AfD ist mit 3 Sitzen im Kreistag vertreten.

Joachim Kuhs ist AfD-Bundesschriftführer,  
Abgeordneter im EU-Parlament, Bundesvor-

stand der ChrAfD, Vorsitzender im KV Baden-
Baden/Rastatt und Stadtrat in Baden-Baden

Selbst CDU/CSU, 
FDP und Grüne 
stimmten dafür

TOBIAS ECKERT, NECKAR-ODENWALD

D er Neckar-Odenwald-Kreis 
musste für 2020 seine Kreis-
umlage um drei Prozent er-

höhen, insbesondere aufgrund eines 
massiven Verlustes in den kreiseigenen 
Kliniken. Nun, im Oktober 2020, ver-
kündete man überraschend, dass die 
Kreisumlage rückwirkend wieder um 
ein Prozent sinken soll aufgrund uner-
warteter Mehreinnahmen der Grund-
erwerbsteuer. Doch damit nicht genug: 
2021 soll die Kreisumlage nochmals 
ein Prozent weniger werden.

Die Haushaltsrisiken sind massiv, 
zum Beispiel das Defi zit der Kranken-
häuser, die Bau-Kostensteigerungen an 
den Schulen, die noch off enen Lohn-
steigerungen und die zunehmenden 
Bedarfsgemeinschaften (Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende). Leisten 
kann sich der Landkreis dieses Wirt-
schaften „von der Hand in den Mund“ 
eigentlich nicht.

Aber wer soll etwas gegen sinkende 
Abgaben haben? Als AfD stimmten wir 
der Senkung daher zu. Wir erklärten 
aber auch, dass es ein „Geschmäckle“ 
hat. Der Kreis kann sich diese zwei 
Senkungen nicht leisten und mutmaß-
lich wird die Umlage daher in einem 
Jahr wieder (stark) erhöht werden 
müssen.

Dann aber sind nicht nur die Wah-
len zu Bundestag und Landtag vorbei, 
sondern auch die Wahl des Landrats 
und die von sechs der 27 Bürgermeister 
im Landkreis. Für manchen Bürger-
meister dürfte es eine wesentliche Rol-
le spielen, ob seine Gemeinde vor der 
Wahl noch Abgaben und Steuern erhö-
hen muss, um die Kreisumlage zahlen 
zu können, oder erst nach der Wahl.

Auch auf kommunaler Ebene gibt es 
also durchaus Wahlkampf-Geschenke. 
Augen auf!

Fragwürdige Wahlkampfgeschenke

Tobias Eckert ist Fraktionsvorsitzender 
der AfD im Kreistag Neckar-Odenwald

Fortsetzung von Seite 9
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Bundespräsident a. D. Christian Wulff besucht eine Veranstaltung der „Islamic Relief Deutschland“ (hier 2015)

JOCHAIM KUHS, BADEN-BADEN

Im August habe ich im EU-Parla-
ment auf die Finanzierung von 
NGOs wie „Islamic Relief“, die der 

islamistischen Muslimbruderschaft 
nahestehen, durch die EU hingewie-
sen. Daraufhin setzte die „Aktion 
Deutschland hilft“ die Zusammenar-
beit mit dieser Organisation aus. 

Die EU hat von 2014 bis 2019 
36,5 Millionen Euro für Gruppen aus-
gegeben, die in Verbindung zur Mus-
limbruderschaft stehen und die Agen-
da des politischen
Islam in Europa
vorantreiben. Da-
von gingen 5,1 Mill-
ionen Euro an die
Organisation „Is-
lamic Relief“, die laut Bundesregierung 
„signifi kante personelle Verbindungen“ 
zur Muslimbruderschaft unterhält.

„Islamic Relief Deutschland“ (IRD) 
wurde bisher auch von der „Aktion 
Deutschland Hilft“ unterstützt, die in 
der ARD beworben wird und in de-
ren Vorstand Heiko Maas sitzt. 2019 
sammelte „Aktion Deutschland Hilft“ 
Spenden in Höhe von 36 Millionen 
Euro von gutgläubigen Deutschen, 
davon gingen laut Jahresbericht rund 
2,5 Millionen Euro an Islamic Relief. 
2018 sammelte IRD in Deutschland 
ungefähr 15,5 Millionen Euro an Spen-
den, darunter 2,5 Millionen Euro aus 
dem Auswärtigen Amt, 12,5 Prozent 

der Einnahmen. 2017 sammelte IRD in 
Deutschland 14,5 Millionen Euro, da-
runter knapp 1,5 Millionen Euro vom 
Auswärtigen Amt. Zwischen 2011 und 
2015 erhielt IRD nach eigenen Anga-
ben rund 6,13 Millionen Euro von der 
Bundesregierung, hauptsächlich vom 
Auswärtigen Amt.

Seit 2017 wurde diese Förderung 
für IRD durch den Bundesrechnungs-
hof geprüft – die Ergebnisse wurden 
aber unter Berufung auf das Sicher-
heitsüberprüfungsgesetz (SÜG) nicht 
veröff entlicht, da diese  Ergebnisse 

„für die Interessen 
der Bundesrepu-
blik Deutschland 
… nachteilig sein“ 
könnten. Im Früh-
jahr 2020 setzte 

das Auswärtige Amt die Förderung von 
IRD aus.

Als im August 2020 Beirut von der 
Explosion von gelagertem Hisbollah-
Sprengstoff  erschüttert wurde, rie-
fen unter anderem ARD und ZDF die 
Deutschen zu Spenden auf – im Na-
men von „Aktion Deutschland Hilft“, 
die wiederum die Hilfe im Libanon mit 
„Islamic Relief“ koordinierte, die aber 
der Hamas und Hisbollah nahestehen. 
„Islamic Relief“ gilt in Israel und den 
Vereinigten Arabischen Emiraten als 
Terrororganisation, da die Organisa-
tion Teil des Finanzsystems der Hamas 
sei. So gingen die Spenden für „Wai-
senkinder“ tatsächlich an „Märtyrerfa-

milien“ in den palästinensischen Auto-
nomiegebieten, deren Angehörige bei 
Terroranschlägen auf Juden gestorben 
seien, wie das Middle East Forum be-
richtet. . Islamic Relief bestreitet diese 
Vorwürfe.

Zu den Unterstützern der IRD zäh-
len laut Wikipedia Christian Wulff , 
Frank-Walter Steinmeier, Malu Dreyer, 
Hannelore Kraft, Dieter Reiter, Henri-
ette Reker und Aydan Özoguz. Die Lis-
te der prominenten Unterstützer wur-
de nach den Berichten der AfD, Tichys 
Einblick und der WELT scheinbar von 
der Webseite der IRD gelöscht.

Auch „Aktion Deutschland Hilft“ 
setzte die Mitgliedschaft der Organi-
sation Islamic Relief Deutschland bis 
auf Weiteres aus. Das ist ein wichtiger 
Schritt im Kampf gegen die Islamisie-
rung Europas und dessen Finanzie-
rung durch Steuermittel und die Be-
werbung durch die deutschen Medien. 

Die Verbindungen zwischen IRD 
und dem radikalen Islam sind dem Ver-
fassungsschutz seit Langem bekannt. 
ARD, ZDF, der Bundespräsident, der 
Außenminister und die anderen betei-
ligten Politiker sollten uns also erklä-
ren, wie sie so lange die Augen davor 
verschließen konnten.

Millionen-Förderung für Islamisten aufgedeckt

Das Auswärtige Amt spendete 
über zehn Millionen Euro 

an „Islamic Relief“

Joachim Kuhs ist AfD-Bundesschriftführer,  
Abgeordneter im EU-Parlament, Bundesvor-

stand der ChrAfD, Vorsitzender im KV Baden-
Baden/Rastatt und Stadtrat in Baden-Baden

„Aktion Deutschland hilft“ beendet nach AfD-Initiative 
Zusammenarbeit mit „Islamic Relief Deutschland“
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DR. RAINER BALZER, BAD SCHÖNBORN

Informationsfreiheit ist eine 
Grundbedingung der demokrati-
schen Mitbestimmung. Der Bürger 

muss die Möglichkeit haben, nach In-
formationen zu fragen und garantiert 
Antworten bekommen, um fundierte 
Entscheidungen treff en zu können.. 

Von der Landesregierung wird hin-
gegen manch eine 
Frage in den Status 
eines „nationalen 
Sicherheitsinteres-
ses“ hochgestuft, 
die dort nichts zu suchen hat. Die Grü-
nen möchten zu ihrem Machterhalt das 
Volk unwissend halten. Sie haben sehr 
schnell gelernt, wie man die Mitspra-
che der Volksvertreter verhindert: Sie 
gründen Stiftungen und Institute. 

Dann kann die Opposition nicht 
mehr nachfragen, denn nun ist es ja 
kein „Regierungshandeln“ mehr. Mit 
der Leitung einer solchen Stiftung be-
trauen unsere linksgrünen Freunde 
gerne ein paar Gleichgesinnte, die ge-
nau wissen, dass sie Zuschüsse des 
Landes nur bekommen, wenn sie die 
Ergebnisse liefern, die von der Landes-
regierung gewünscht sind. 

Dieser kleine Ausfl ug in die Techni-
ken des Machterhalts der Grünen zeigt, 
dass es bei der Informationsfreiheit 
und dem hiernach benannten Gesetz in 
Wirklichkeit um ein Katz- und Maus-
spiel geht, bei dem die Regierung der 
Opposition meist um genau eine Stif-
tungsgründung, um eine Vereins- und 
Institutsgründung voraus ist.  

Das Informationsfreiheitsgesetz 
muss nach Meinung der AfD ausge-
dehnt werden, auch auf die öff ent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Fo
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D as Bundesverfassungsgericht 
hat eine Brandmauer gegen 
einen Grundrechtsverstoß der 

Bundesregierung gezogen und einer 
Klage von Vattenfall stattgegeben. Der 
Stromkonzern muss für die entgange-
nen Einnahmen durch den Atomaus-

stieg grundrechtskonform entschädigt 
werden. Auch wenn dies für den Steu-
erzahler teuer wird: In Zeiten, in denen 
gewisse Kräfte eine selbst defi nierte 
Moral über Recht und Gesetz erheben 
wollen, ist dies ein wichtiges Signal. 
Die Folgen des verfehlten Atomaus-
stiegs stehen eben nicht über dem 
Grundrecht auf Eigentum.            //red

DIE GUTE NACHRICHT

Atomgesetznovelle ist
verfassungswidrig

Quelle: Bundesverfassungsgericht, 1 BvR 1550/19, Rn. 1-86, PM vom 12.11.20 

Dr. Rainer Balzer ist kulturpolitischer 
Sprecher der Landtagsfraktion und 

Beisitzer im Landesvorstand

Obwohl diese über GEZ-Gebühren 
vollumfänglich vom Bürger alimentiert 
werden, sind sie vom Informationsfrei-
heitsgesetz weitgehend ausgenommen. 
Das ist die Neuaufl age eines bereits 
überwundenen Feudalismus, in dem 
der Bürger dafür zahlt, dass er manipu-
liert und manchmal auch belogen wird. 

Ein schwerer Fehler ist, dass in dem 
Gesetz auch die Selbstverwaltungsor-

ganisationen der 
Wirtschaft und 
der Freien Berufe 
von der Informa-
tionspfl icht aus-

geschlossen sind. Es wäre ein enormer 
Fortschritt in der Bekämpfung des 
Lobbyismus, wenn der Bürger die In-
teressenvertretungen selbst um Aus-
künfte bitten könnte. 

Wir bemerken immer mit großer 
Verwunderung, wie viele dieser Be-
rufsvertretungen von bestimmten 
größeren Parteien regelrecht gekapert 
werden. Das einfache Mitglied glaubt 
an die Vertretung seiner Interessen 
durch seine Berufsverbände, während 
dessen Funktionäre mit der Politik ku-
scheln. 

Das Thema Informationsfreiheit 
wird auf der Tagesordnung bleiben. 
Die AfD im Landtag hat zu Anfang der 
Legislaturperiode einen Gesetzent-
wurf eingebracht. Wir werden auch in 
der kommenden Legislaturperiode an 
dieses Thema anknüpfen, bis wir volle 
Transparenz erreicht haben. 

Das Informationsfreiheitsgesetz 
muss auch auf die GEZ-Sender 

ausgedehnt werden

AUFGEKLÄRT!
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Informationsfreiheit für Fortgeschrittene
Wie die Regierung ihre Auskunftspfl icht unterläuft




